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83 Rechtsverordnung 


über die Ergänzung des Steuergrundgeſetzes. 
Vom 18. April 1939. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 50 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes ver- 
längernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


81 


Das Steuergrundgeſetz vom 22. Juni 1931 in der zur Zeit gültigen Faſſung wird wie folgt 
ergänzt: 
§ 187 a erhält folgenden Abſatz (4): 

„(4) Die Verkehrsunternehmen beleuchten auf eigene Koſten in einer eine wirkſame Steuer⸗ 
nachſchau gewährleiſtenden Weiſe Verkehrsmittel, Bahnhöfe, Bahngeleiſe oder andere in ihrem 
Eigentum ſtehende Räume und Anlagen, in denen die Steuernachſchau ſtattfindet. Sie ſtellen 
ferner die für die Nachſchau erforderlichen Büroräume, Abfertigungsräume, Böden, Rampen und 
dergleichen koſtenlos zur Verfügung, unterhalten ſie in entſprechendem Zuſtande und beleuchten, 
beheizen und reinigen ſie auf eigene Koſten in ausreichendem Maße.“ 

8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 18. April 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. Z. 53 % Greiſer Dr. Wiers- Keifer 


84 Erſte Durchführungs verordnung 
zur Verordnung über die Staatsingend in Danzig. 
Vom 4. Mai 1939. 
Auf Grund des $ 3 der Verordnung über die Staatsjugend in Danzig vom 1. November 1937 
wird folgendes beſtimmt: 
8 1 
Die Staatsjugend der Freien Stadt Danzig erhält den Namen „Hitler-Jugend“. 


82 
Der Führer der Hitler-Jugend in Danzig hat als Staatsjugendführer die Stellung einer Lan⸗ 
desbehörde mit dem Sitz in Danzig und iſt dem Präſidenten des Senats der Freien Stadt Danzig 
unmittelbar unterſtellt. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 18. 5. 1939.) 
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83 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 4. Mai 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J. 1970 Greiſer Boeck Dr. Wiers- Keijer 


85 Zweite Durchführungsverordnung 
zur Verordnung über die Staatsjugend in Danzig. 
Vom 4. Mai 1939. 


Auf Grund des $ 3 der Verordnung über die Staatsjugend in Danzig vom 1. November 1937 
wird folgendes beſtimmt: 

8 1 

(1) Der Staatsjugendführer it ausſchließlich zuſtändig für alle Aufgaben der körperlichen, geiſti⸗ 
gen und ſittlichen Ertüchtigung der geſamten deutſchſtämmigen Jugend der Freien Stadt Danzig 
außerhalb von Elternhaus und Schule. Die Zuſtändigkeit des Senators für Volksbildung, Wiſſen⸗ 
ſchaft, Kunſt und Kirchenweſen auf den Gebieten des Privatunterrichts und des ſozialen Bildungs- 
weſens bleibt unberührt. 

(2) Auf den Geſchäftsbereich des Staatsjugendführers gehen aus dem Geſchäftsbereich des Sena⸗ 
tors für Volksbildung, Wiſſenſchaft, Kunſt und Kirchenweſen über: 

alle Angelegenheiten der Jugendpflege, des Jugendherbergweſens ſowie der Unfall- und Haft⸗ 
pflichtverſicherung im Intereſſe der Jugendpflege. 

(3) Die Frage der Zuſtändigkeit für das Landjahr bleibt einer beſonderen Regelung vorbe- 
halten. 

8 2 

(1) In der Hitler-Jugend beſteht die Stamm-Hitler-Jugend. 

(2) Wer ſeit dem 20. April 1938 der Hitler-Jugend angehört, iſt Angehöriger der Stamm⸗ 
Hitler⸗Jugend. 

(3) Jugendliche, die ſich mindeſtens ein Jahr in der Hitler-Jugend gut geführt haben und ihrer 
Abſtammung nach die Vorausſetzung für die Aufnahme in die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiter- 
Partei erfüllen, können in die Stamm⸗Hitler⸗Jugend aufgenommen werden. Die näheren Anordnungen 
erläßt der Staatsjugendführer. 

(4) Die Aufnahme in die Stamm-Hitler⸗Jugend kann bei Perſonen über 18 Jahren, die in 
der Führung oder in der Verwaltung der Hitler-Jugend eingeſetzt werden ſollen, ſofort erfolgen. 

(5) Gliederung der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiter-Partei iſt nur die Stamm-Hitler⸗ 
Jugend. 

(6) Die Zugehörigkeit zur Stamm⸗Hitler⸗Jugend iſt freiwillig. 


8 3 
Die nachgeordneten Dienſtſtellen des Staatsjugendführers werden geſchaffen bei der Stadt Danzig, 
der Stadt Zoppot und den drei Landkreiſen. Der Statasjugendführer teilt im Einvernehmen mit dem 
Senator des Innern ſowie dem Oberbürgermeiſter der Stadt Zoppot und den Landräten den ge 
nannten Dienſtſtellen Sachbearbeiter für die Jugendfragen zu. 


8 4 
Die Mitglieder der Hitler-Jugend find berechtigt und — ſoweit es angeordnet iſt — verpflichtet, 
die vorgeſchriebene Uniform zu tragen. 
8 5 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 4. Mai 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J. 197⁰ Greiſer Boeck Dr. Wiers⸗Keiſer 
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86 Dritte Durchführungs verordnung 
zur Verordnung über die Staatsjugend in Danzig. 
Vom 4. Mai 1939. 


Auf Grund des $ 3 der Verordnung über die Staatsjugend in Danzig vom 1. November 1937 
wird folgendes beſtimmt: 
8 1 
Dauer der Dienſtpflicht 
(1) Der Dienſt in der Hitler-Jugend iſt Ehrendienſt am deutſchen Volke. 
(2) Alle Jugendlichen vom 10. bis zum vollendeten 18. Lebensjahr ſind verpflichtet, in der Hitler⸗ 
Jugend Dienſt zu tun und zwar: 
1. die Jungen im Alter von 10 bis 14 Jahren im „Deutſchen Jungvolk“ (DI), 
2. die Jungen im Alter von 14 bis 18 Jahren in der „Hitler-Jugend“ (HS), 
3. die Mädchen im Alter von 10 bis 14 Jahren im „Jungmädelbund“ (IM), 
4. die Mädchen im Alter von 14 bis 18 Jahren im „Bund Deutſcher Mädel“ (BDM). 
(3) Schüler und Schülerinnen der Grundſchule, die das 10. Lebensjahr bereits vollendet haben, 
bleiben bis zu ihrer Schulentlaſſung Angehörige des Deutſchen Jungvolks oder des Jungmädelbundes. 


8 2 
Erziehungsgewalt 
Alle Jungen und Mädchen der Hitler-Jugend unterſtehen einer öffentlich-rechtlichen Erziehungs- 
gewalt nach Maßgabe der Beſtimmungen, die der Staatsjugendführer erläßt. 


8 3 
Unwür digkeit 
(1) Der Zugehörigkeit zur Hitler-Jugend unwürdig und damit von der Gemeinſchaft der Hitler⸗ 
Jugend ausgeſchloſſen ſind Jugendliche, die 
1. ehrenrührige Handlungen begehen, 
2. wegen ehrenrühriger Handlungen von Inkrafttreten dieſer Verordnung aus der Stitler⸗ 
Jugend ausgeſchloſſen worden ſind, 
3. durch ihr ſittliches Verhalten in der Hitler-Jugend oder in der Allgemeinheit Anſtoß 
erregen und dadurch die Hitler-Jugend ſchädigen. 
(2) Von der Zugehörigkeit zur Hitler-Jugend ſind ferner Jugendliche ausgeſchloſſen, ſolange ſie 
behördlich verwahrt werden. 
(3) Der Staatsjugendführer kann Ausnahmen zulaſſen. 


8 4 
Untauglichkeit 

(1) Jugendliche, die nach dem Gutachten einer HJ⸗Geſundheitsſtelle oder eines von der Hitler⸗ 
Jugend beauftragten Arztes für den Dienſt in der Hitler-Jugend untauglich oder bedingt tauglich 
befunden worden ſind, müſſen entſprechend dem ärztlichen Gutachten ganz oder teilweiſe von dem 
Dienſt in der Hitler-Jugend befreit werden. 

(2) Die Zuſammenarbeit mit den Geſundheitsämtern und die Durchführung ſonſtiger geſundheit⸗ 
licher Maßnahmen regelt der Staatsjugendführer. 


8 5 
Zurückſtellung und Befreiung 
(1) Auf Antrag des geſetzlichen Vertreters oder des zuſtändigen HI-Bührers können Jugend⸗ 
liche jeweils bis zur Dauer eines Jahres vom Dienſt in der Hitler⸗Jugend befreit oder zurückgeſtellt 
werden, wenn ſie 
1. in ihrer körperlichen Entwicklung zurückgeblieben ſind 
oder 
2. nach dem Urteil des Schulleiters ohne die Befreiung die Anforderungen der Schule nicht 
erfüllen können. 
(2) In Einzelfällen kann auch dann einem Antrag auf Zurückſtellung oder Befreiung vom Dienſt 
in der Hitler-Jugend ſtattgegeben werden, wenn die Vorausſetzungen des Abſatz 1 nicht gegeben ſind, 
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aber andere dringende Gründe vorliegen, die das einftweilige oder dauernde Fernbleiben eines Ju⸗ 
gendlichen vom Dienſt in der Hitler-Jugend rechtfertigen. 
(3) Die weiteren Anordnungen erläßt der Staatsjugendführer. 


§ 6 
Danziger Staatsangehörige nichtdeutſchen Volkstums 

(J) Jugendliche Danziger Staatsangehörigkeit, bei denen beide Elternteile oder der Vater nach 
ihrem Volkstumsbekenntnis zur polniſchen Volksgruppe gehören, ſind auf Antrag derjenigen, denen 
die Sorge für ihre Perſon zuſteht, von der Zugehörigkeit zur Hitler-Jugend zu befreien. Steht das 
Recht und die Pflicht, für die Perſon des Jugendlichen zu ſorgen, mehreren zu, und ſtellt nicht jeder 
von ihnen den Antrag, ſo kann der Jugendliche befreit werden. Uneheliche Jugendliche können auf An⸗ 
trag derjenigen, denen die Sorge für ihre Perſon zuſteht, von der Zugehörigkeit zur Hitler-Jugend 
befreit werden, wenn die Mutter nach ihrem Volkstumsbekenntnis zur polniſchen Volksgruppe gehört. 
Sie ſind zu befreien, wenn der Vormund dem Antrag zuſtimmt. 

(2) Der Antrag iſt an die untere Verwaltungsbehörde zu richten. Die höhere Verwaltungs⸗ 
behörde ſtellt feſt, ob das Bekenntnis zur polniſchen Volksgruppe vorliegt. Die näheren Verwaltungs⸗ 
vorſchriften erläßt der Staatsjugendführer. 

8 7 
Blutmäßige Anforderungen 


Juden ($ 1 der Verordnung zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre vom 
21. November 1938 — G. Bl. S. 616 —) find von der Zugehörigkeit zur Hitler⸗Jugend ausge⸗ 
ſchloſſen. 
8 8 
Danziger Staatsangehörige mit Wohnſitz im Ausland 
Jugendliche Danziger Staatsangehörigkeit, die ihren Wohnſitz im Ausland haben und ſich nur 
vorübergehend in Danzig aufhalten, find zum Dienſt in der Hitler-Jugend nicht verpflichtet. 


8 9 
Anmeldung und Aufnahme 


(1) Alle Jugendlichen ſind bis zum 15. März des Kalenderjahres, in dem fie das 10. Lebensjahr 
vollenden, bei dem zuſtändigen HJ⸗Führer zur Aufnahme in die Hitler-Jugend anzumelden. Treten 
bei einem Jugendlichen die Vorausſetzungen für die Aufnahme in die Hitler-Jugend nach dieſem Zeit⸗ 
punkt ein (3. B. Entlaſſung aus der behördlichen Verwahrung, Erwerb der Staatsangehörigkeit, dau⸗ 
ernde Niederlaſſung in Danzig), ſo iſt der Jugendliche innerhalb eines Monats nach Eintritt der 
genannten Vorausſetzungen anzumelden. 

(2) Zu der Anmeldung iſt der geſetzliche Vertreter des Jugendlichen verpflichtet. 

(3) Die Aufnahme in die Hitler-Jugend erfolgt zum 20. April eines jeden Jahres. 

(4) Der Staatsjugendführer erläßt die näheren Anordnungen über die Anmeldung und Auf⸗ 
nahme in die Hitler-Jugend. 

8 10 
Entlaſſung 


(1) Aus der Hitler-Iugend werden entlaſſen: 

1. Jugendliche nach Ablauf der im § 1 feſtgeſetzten Zeit und Mädchen, die in den Eheſtand 
treten. 

2. Jugendliche, bei denen feſtgeſtellt wird, daß ſie nach den Beſtimmungen dieſer Verordnung 
von der Zugehörigkeit zur Gemeinſchaft der Hitler-Jugend auf Ausſcheiden erkannt wird. 

(2) Auf Ziffer 2 und 3 findet $ 3 Abſ. 3 entſprechende Anwendung. 

(3) Führer und Führerinnen bleiben nach Ablauf der im § 1 feſtgeſetzten Zeit Angehörige der 
Hitler-Iugend. Ihre Entlaſſung erfolgt durch beſondere Anordnung. Auf ihren Antrag ſind ſie zu 
entlaſſen. 

8 11 
Ruhen der Zugehörigkeit zur Hitler-Jugend 


(1) Für die Dauer des aktiven Dienſtes bei der Schutzpolizei der Freien Stadt Danzig ruht 
die Zugehörigkeit zur Hitler-Jugend. 
(2) Angehörige des Arbeitsdienſtes dürfen ſich im Dienſt der Hitler-Jugend nicht betätigen. 
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BETZ 
Strafbeſtimmungen 
(1) Ein geſetzlicher Vertreter wird mit Geldſtrafe bis zu 150 G oder mit Haft beſtraft, wenn 
er den Beſtimmungen des $ 9 dieſer Verordnung vorſätzlich zuwiderhandelt. 
(2) Mit Gefängnis und Geldſtrafe oder mit einer dieſer Strafen wird beſtraft, wer böswillig 
einen Jugendlichen vom Dienſt in der Hitler-Jugend abhält oder abzuhalten verſucht. 
(3) Die Strafverfolgung tritt nur auf Antrag des Staatsjugendführers ein. Der Antrag kann 
zurückgenommen werden. 


(4) Jugendliche können durch die zuſtändige Ortspolizeibehörde angehalten werden, den Pflichten 
nachzukommen, die ihnen auf Grund dieſer Verordnung und den zu ihr ergangenen Ausführungs- 
beſtimmungen auferlegt worden ſind. 

§ 13 
Schlußvorſchriften 

Für die Jugendlichen der Jahrgänge 1921 bis 1929, die bisher der Hitler-Jugend noch nicht 
angehören, beſtimmt der Staatsjugendführer den Zeitpunkt der Anmeldung und Einberufung zur 
Hitler-Jugend. 


Danzig, den 4. Mai 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J. 1970 Greiſer Boeck Dr. Wiers⸗Keiſer 


87 Verordnung 
über Zulaſſung zur Zahnheilbehandlung. 
Vom 25. April 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 49 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) und des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
(1) Sofern ein Bedürfnis dafür vorhanden iſt, kann der Senat Perſonen, die die Anerkennung 
einer Approbation als Zahnarzt durch Widerruf gemäß § 7, Abſ. b der Zahnärzteordnung in 
der Faſſung der Verordnung vom 20. Januar 1939 (G. Bl. S. 23) verloren haben, zur Behandlung 
von Zahnkrankheiten zulaſſen, die nur von Perſonen mit einer für das Gebiet der Freien Stadt Danzig 
anerkannten Approbation oder einem im Gebiet der Freien Stadt Danzig ſtaatlich anerkannten Den- 
tiſten behandelt werden dürfen. 


(2) Die Erlaubnis kann auf die Behandlung eines beſtimmten Perſonenkreiſes beſchränkt jeder— 
zeit widerrufen werden. 


(3) Über die erteilte Erlaubnis iſt eine Beſcheinigung auszuſtellen. 


82 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 25. April 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
G 20 5⁰ Greiſer Dr. Großmann 


88 Druckfehlerberichtigung. 
In der Verordnung über das Maß- und Gewichtsweſen vom 3. April 1939 (G. Bl. S. 175) ſind 
folgende Druckfehler zu berichtigen: 
1. Im $ 22, Ziffer 3 muß es ſtatt „Gräte“ heißen „Geräte“, 


2. im § 34, Ziffer 1, Zeile 2 muß es ſtatt „ich“ heißen „im“ und in Ziffer 5, Zeile 1 
ſtatt „Statiſtiſchen“ heißen „Staatlichen“, 
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3. im 8 63 muß es ſtatt „Eipflicht“ heißen „Eichpflicht“, 
4. im 8 66, Ziffer 1 iſt zwiſchen „ſind“ und „noch“ einzuſetzen: „können“; desgl. in Ziffer 2, 
Zeile 2 zwiſchen „haben“ und „weiterverwendet“. 


In der Ausführungsverordnung zum Maß- und Gewichtsgeſetz vom 3. April 1939 (G. Bl. S. 184) 
ſind folgende Druckfehler zu berichtigen: 


1. Im 8 13, Zeile 2 von oben muß es ſtatt „ooder“ heißen „oder“, 
2. im $ 15, Abſatz 3 muß es richtig heißen: „dieſe Nachſchau“, 


3. im 8 60, Ziffer 4 und 5 muß es richtig heißen: „engliſchen“; und in Ziffer 6, Zeile 2 
richtig heißen: „Waagen“. 
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